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A. Bericht des Abgeordneten Karpf : 

Nach der im Oktober vorigen Jahres erfolgten 
Annahme des Gesetzes über die Ratifikation des 
Übereinkommens Nr. 98 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über die Anwendung der Grund- 
sätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu 
Kollektivverhandlungen liegt nunmehr der Gesetz- 
entwurf — Drucksache 1367 — betreffend das 
Übereinkommen Nr. 87 der Internationalen Arbeits- 
organisation vom 9. Juli 1948 über die Vereini- 
gungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungs- 
rechtes vor. Sichert das Übereinkommen Nr. 98 
wichtige Grundsätze des Vereinigungsrechtes im 
Verhältnis von Arbeitgebern zu Arbeitnehmern, 
so richtet sich das Übereinkommen Nr. 87 an die 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation 
und verpflichtet in Artikel 1 diese Staaten, die Be- 
stimmungen des Übereinkommens zur Anwendung 
zu bringen. Die ratifizierenden Staaten werden 
also verpflichtet, ihre nationale Rechtsordnung den 
Bestimmungen des Übereinkommens anzupassen. 

Die wichtigsten Bestimmungen des Übereinkom- 
mens Nr. 87 haben folgenden Inhalt: 

Artikel 2 bestimmt, daß Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber ohne jeden Unterschied das Recht haben, 
ohne vorherige Genehmigung Organisationen nach 
eigener Wahl zu bilden oder solchen Organisationen 
beizutreten; 

nach Artikel 3 haben sich die Behörden jeden Ein- 
griffs zu enthalten, der geeignet sein könnte, die 
Tätigkeit und Freiheit der Organisation zu be- 
schränken oder die rechtmäßige Ausübung dieser 
Rechte zu behindern; 

gemäß Artikel 4 dürfen die Organisationen der 
Arbeitnehmer und der Arbeitgeber im Verwal- 
tungswege weder aufgelöst noch zeitweilig einge- 
stellt werden; 

nach Artikel 8 haben sich die Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber und ihre Organisationen bei Ausübung 


der ihnen durch dieses Übereinkommen zuerkann- 
ten Rechte an die Gesetze zu halten. Dabei dürfen 
die in dem Übereinkommen vorgesehenen Rechte 
weder durch die innerstaatliche Gesetzgebung noch 
durch die Art ihrer Anwendung geschmälert wer- 
den. 

Das sind die wesentlichen Grundsätze des Über- 
einkommens, dessen Ratifikation dann möglich ist, 
wenn sie sich mit dem bestehenden deutschen 
Rechtszustand vereinbaren. Im anderen Falle 
würde eine Ratifikation dazu zwingen, die ent- 
gegenstehenden innerstaatlichen Vorschriften ent- 
sprechend zu ändern. 

Die Prüfung der Frage, ob das geltende Recht die 
Ratifikation des Übereinkommens erlaubt, hat die 
Regierungsstellen seit langem, und zwar auch schon 
vor der Einbringung des Initiativantrags auf Druck- 
sache 1367, beschäftigt. 

In der 82. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 25. Mai 1955 wurde der Initiativantrag in 
erster Lesung behandelt. In der mündlichen Be- 
gründung des Entwurfs wies der Sprecher der 
antragstellenden Fraktion darauf hin, daß das 
Übereinkommen bereits von 17 Staaten ratifiziert 
worden sei. Nach einem Bericht der Bundesregie- 
rung an das Internationale Arbeitsamt vom 2. Ok- 
tober 1952 seien Änderungen der innerdeutschen 
Gesetzgebung bei Ratifizierung dieses Übereinkom- 
mens nicht geboten, da es in vollem Umfang durch 
die Vorschriften des Artikels 9 des Grundgesetzes 
erfüllt werde. Die Zustimmung der Bundesrepublik 
zu diesem Übereinkommen sei besonders bedeu- 
tungsvoll, da es die Abschaffung der Koalitions- 
freiheit im Jahre 1933 gewesen sei, die zu dem 
Austritt des Deutschen Reichs aus der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation geführt habe. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit äußerte sich 
dahin, daß nach Auffassung seines Ministeriums 
die Voraussetzungen für die Ratifikation gegeben 
seien. 
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Der Initiativantrag wurde darauf dem Ausschuß 
für Arbeit als federführendem sowie dem Ausschuß 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht als mit- 
beratendem Ausschuß überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat in seiner Sitzung 
vom 6. Juli 1955 Vertreter der Bundesregierung 
sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani- 
sationen zu der Gesetzesvorlage gehört. Dabei hielt 
es der Vertreter des Bundesministeriums des Innern 
im Interesse der Verfassungswahrung und der Si- 
cherung eines unbedingt völkerrechtsmäßigen Ver- 
haltens der Bundesrepublik für erforderlich, das 
Übereinkommen nur unter dem Vorbehalt des 
Art. 9 Abs. 2 GG zu ratifizieren. Der Vertreter des 
Bundesarbeitsministeriums teilte diese Bedenken 
nicht, da Art. 44 des Übereinkommens die Auf- 
lösung von Organisationen nur durch Verwaltungs- 
akt untersage, nicht durch Gerichtsurteil. Das 
Übereinkommen bestätige nur ein im Grundgesetz 
verankertes Grundrecht. Es sei nicht damit zu 
rechnen, daß der Gesetzgeber diese Grundrechte 
jemals einzuschränken gedächte. 

Das Internationale Arbeitsamt, Zweigamt Bonn, 
hatte sich zu dem Gesetzentwurf schriftlich ge- 
äußert und insbesondere auf die Stellungsnahme 
der Bundesregierung hingewiesen, die diese im 
Jahre 1952 gegenüber dem Internationalen Arbeits- 
amt zur Frage der tatsächlichen und rechtlichen 
Lage in bezug auf die Koalitionsfreiheit abgegeben 
hatte. Damals hatte die Bundesregierung ausge- 
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insbesondere durch das Grundgesetz Art. 9 gedeckt 
seien. Dieser Art. 9 lautet wie folgt: 

„Artikel 9 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine 
und Gesellschaften zu bilden. 

(2) Vereinigungen, deren Zweck oder deren 
Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder 
die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder gegen den Gedanken der Völkerverstän- 
digung richten, sind verboten. 

(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung 
der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Ver- 
einigungen zu bilden, ist für jedermann und 
für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die 
dieses Recht einschränken oder zu behindern 
suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maß- 
nahmen sind rechtswidrig.“ 

Die Bundesregierung hatte damals ausgeführt, 
die Koalitionsfreiheit sei eines der Grundrechte, 
die durch Art. 1 GG garantiert würden. Es binde in 
gleichem Maße Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung. Jeder Eingriff in dieses Recht 
würde einen Bruch der Verfassung bedeuten. Sollte 
der Eingriff mittels Verwaltungsakt vor sich gehen, 
so würde dieser fehlerhaft sein. Die Verwaltungs- 
gerichte könnten angerufen werden, zu deren Zu- 
ständigkeit es gehöre, Verwaltungsakte zu annul- 


lieren, die gegen die Bestimmungen des Grund- 
gesetzes verstießen. Die Beobachtung der verfas- 
sungsmäßigen Grundsätze könne durch Anrufung 
des Bundesverfassungsgerichts erzwungen werden, 
das jeden Akt, der gegen Art. 9 GG verstoße, für 
ungültig erklären könne. 

Die Beschlußfassung des Ausschusses für Arbeit 
wurde in einer weiteren Sitzung vom 13. Juli 1955 
in der Erwartung ausgesetzt, daß der (mitbeteiligte) 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
in absehbarer Zeit zu dem Entwurf Stellung neh- 
men werde. Dieser Ausschuß teilte mit Schreiben 
vom 5. März 1956 dem federführenden Ausschuß 
mit, daß er in seiner Sitzung vom gleichen Tage die 
Grundsatzfrage erörtert habe, ob es zulässig sei, 
aus der Mitte des Deutschen Bundestages Entwürfe 
von Ratifizierungsgesetzen zu völkerrechtlichen 
Übereinkommen vorzulegen. Der Ausschuß habe 
beschlossen, an den Herrn Bundeskanzler die Bitte 
zu richten, eine Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zu dieser Grundsatzfrage herbeizuführen. 
Diese Stellungnahme lag jedoch bis zum 13. Sep- 
tember 1956 nicht vor. 

In der 147. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 6. Juni 1956 wurde eine Große Anfrage der 
Bundestagsfraktion der SPD, die sich mit der Frage 
der Ratifizierung des Übereinkommens Nr. 87 be- 
faßte, von dem Herrn Bundesminister für Arbeit 
u. a. dahin beantwortet, das Übereinkommen Nr. 87 
bestimme nur, daß die Arbeitgeber, die Arbeitneh- 
mer und ihre Organisationen bei der Ausübung 
ihrer Rechte an die Gesetze gebunden seien. Es sei 
jedoch bisher nicht völlig zweifelsfrei gewesen, ob 
damit auch die Anwendung des Art. 9 GG gewähr- 
leistet sei. Dies habe erst in letzter Zeit geklärt 
werden können. Die Bundesregierung sei auf Grund 
dieser Klärung nunmehr in der Lage, dem Hohen 
Hause die Ratifizierung des Übereinkommens vor- 
zuschlagen, und werde den gesetzgebenden Körper- 
schaften in der nächsten Zeit den Entwurf eines 
Ratifikationsgesetzes zuleiten. 

Der Ausschuß für Arbeit befaßte sich in seiner 
Sitzung vom 13. September 1956 erneut mit dem 
Gesetzentwurf auf Drucksache 1367; da inzwischen 
eine weitere Stellungnahme des mitberatenden 
Ausschusses nicht eingegangen war, beschloß er, in 
die Schlußberatung einzutreten. 

Der Ausschuß für Arbeit beschloß einstimmig, 
dem Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkom- 
men Nr. 87 der Internationalen Arbeitsorganisation 
vom 9. Juli 1948 über die Vereinigungsfreiheit und 
den Schutz des Vereinigungsrechtes — Druck- 
sache 1367 — zuzustimmen. 


Bonn, den 23. Oktober 1956 

Karpf 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1367 — 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 14. September 1956 

Der Ausschuß für Arbeit 


unver- 


Sabel 

Vorsitzender 


Karpf 

Berichterstatter 



